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An den  
Vorsitzenden des 
Ausschusses für Wirtschaft, Industrie,  
Klimaschutz und Energie  
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie am 3. Juni 2026 
 

 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

die Fraktion der SPD hat zur o. g. Sitzung um einen schriftlichen Bericht 

zum Thema „Fördermissstände bei Solarenergie: wird kommunaler  

Klimaschutz zur Kostenfalle?“ gebeten.  

 

In der Anlage übersende ich den erbetenen Bericht mit der Bitte um Wei-

terleitung an die Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Kli-

maschutz und Energie.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Mona Neubaur MdL 
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Bericht des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 3. Juni 2026  

 

„Fördermissstände bei Solarenergie: wird kommunaler  

Klimaschutz zur Kostenfalle?“ 

(Berichtsanfrage der Fraktion der SPD vom 20. Mai 2026) 

 

 

Die Landesregierung hat sich ambitionierte Ausbauziele im Bereich des 

Photovoltaikausbaus gesetzt und die ausdrückliche Absicht formuliert, 

insbesondere Kommunen beim Ausbau zu unterstützen. Spezielle Pro-

gramme für Photovoltaik-Dachanlagen auf kommunalen Gebäuden, wie 

der Förderbaustein „Photovoltaik-Dachanlagen auf kommunalen Gebäu-

den zusammen mit einem Batteriespeicher“ der Richtlinie progres.nrw – 

Klimaschutztechnik sind darauf zugeschnitten, bislang ungenutzte Dach-

flächen von Kommunen systematisch zu erschließen und damit die Ener-

giewende vor Ort voranzutreiben. Aus diesem Grund wurde auch bewusst 

ein hoher Fördersatz von bis zu 90 Prozent gewählt, um die kommunale 

Ebene auch in Zeiten angespannter Haushaltslagen als zentralen Akteu-

rin für Klimaschutz und Energiewende weiter zu aktivieren und ihr eine 

sichtbare Vorbildfunktion zu verleihen, die zusätzliche ortsnahe Investiti-

onen in erneuerbare Energien anstoßen kann. 

Der Förderbaustein ist auch weiterhin in der Richtlinie progres.nrw-Klima-

schutz verankert. Lediglich die Antragstellung ist aufgrund begrenzter 

Verfügbarkeit von Haushaltsmitteln derzeit ausgesetzt.  

Für den bisherigen Förderzeitraum von August 2021 bis Dezember 2023, 

in der der Förderbaustein geöffnet war, liegen Bewilligungen für insge-

samt 1.414 Projekte aus 295 Kommunen mit einem Fördervolumen von 

101.743.170 Euro vor. Die Vorhaben umfassen sowohl Photovoltaik-

Dachanlagen als auch dazugehörige Batteriespeicher, um explizit die Ei-

genverbrauchsquote des erzeugten Stroms zu erhöhen. 

Die Ausgestaltung des Förderbausteins mit der Vorgabe einer Netzein-

speisung von höchstens 20 Prozent des erzeugten Stroms ergibt sich aus 

beihilferechtlichen Rahmenbedingungen. Europäisches Beihilferecht und 

das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) sehen vor, dass neben der 

EEG-Vergütung grundsätzlich keine erheblichen staatlichen Investitions-

zuschüsse gewährt werden dürfen, wenn der Anlagenbetrieb als wirt-
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schaftliche Tätigkeit einzustufen ist. Solange die Netzeinspeisung als wirt-

schaftlicher Anteil jedoch untergeordnet ist, kann beihilferechtlich von ei-

ner Nebentätigkeit bei sonst nicht wirtschaftlich agierenden Akteuren aus-

gegangen werden. Diese Bereiche der Kommunen gelten in dieser Kons-

tellation nicht als Unternehmen im Sinne des Beihilferechts, wodurch eine 

ergänzende Landesförderung überhaupt erst möglich ist. Die im Förder-

baustein eingezogene 20-Prozent-Grenze stellt hierbei eine unionsrecht-

liche Vorgabe dar, wonach regelmäßig von einer Nebentätigkeit ausge-

gangen werden kann.  

Um die Anforderungen der hohen Eigenverbrauchsquote handhabbar zu 

machen, wurden Batteriespeicher bewusst in den Förderbaustein inte-

griert. So können Kommunen einen Großteil des erzeugten Stroms zeit-

versetzt selbst verbrauchen und die Eigenverbrauchsquote technisch ein-

facher erreichen. Die Landesregierung unterstützt die Kommunen zusätz-

lich auf vielfältige Weise dabei, die Fördervoraussetzungen einzuhalten 

und die Nutzung der Anlagen zu optimieren. In verschiedenen Informa-

tionsformaten werden die rechtlichen Hintergründe sowie praxistaugliche 

Erfüllungsoptionen ausführlich erläutert. Hierzu gehören etwa Hinweise 

zu Lastmanagement, Optimierung des Eigenverbrauchs, Einbindung wei-

terer kommunaler Verbraucher oder Nachrüstung und bessere Steuerung 

von Speichern. Die Bezirksregierung Arnsberg informiert bereits im An-

trags- und Bewilligungsverfahren über die maßgeblichen Nebenbestim-

mungen und weist bei ihren Rückmeldungen auf mögliche technische 

oder organisatorische Anpassungen hin, mit denen Kommunen ihre Ein-

speisequote reduzieren können. Den Kommunen im Rheinischen Revier 

steht darüber hinaus die „Kommunale Kompetenz- und Beratungsstelle 

Erneuerbare Energien im Rheinischen Revier“ zur Seite, die gezielt zur 

Einhaltung der Eigenverbrauchsanforderungen berät und hierzu Informa-

tionsmaterialien entwickelt hat. 

In der weit überwiegenden Zahl der Vorhaben können die Einspeisequo-

ten eingehalten werden, jedoch hat sich in der bisherigen Umsetzung ge-

zeigt, dass dies nicht in allen Fällen gelingt. Die Gründe hierfür sind sehr 

unterschiedlich und im Einzelfall begründet, ein einheitliches Muster liegt 

indes nicht vor. So können teilweise erhebliche Lasten vor Ort temporär 

entfallen sein, sodass der ursprünglich geplante Eigenverbrauch nicht 

mehr erreicht wurde. In anderen Fällen kann die tatsächliche Sonnenein-

strahlung höher als in den Planungsannahmen gewesen sein, was zu ei-

ner Erhöhung der Gesamterzeugung und damit zwangsläufig zu mehr 

Einspeisung führte. Hinzu können technische Probleme kommen, z.B. 
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fehlerhafte Parametrierungen von Speichern oder Energiemanagement-

systemen, die unbeabsichtigt eine höhere Einspeisung auslösen. In ein-

zelnen Fällen sind planerische Fehlannahmen bei der Auslegung von An-

lagengröße und Lastprofilen festzustellen.  

Kommunen, die die Einspeisequote zeitweise nicht einhalten konnten, 

werden verpflichtet, die jährlichen Nachweise zur Einspeisequote für ei-

nen verlängerten Zeitraum vorzulegen, geeignete Maßnahmen zur Redu-

zierung der Einspeisung darzustellen, diese umzusetzen und bei der wei-

teren Sachverhaltsaufklärung mitzuwirken. Ziel ist es, den Förderzweck – 

Ausbau der PV-Nutzung auf kommunalen Dächern – zu sichern, die För-

dervoraussetzungen zu erfüllen und gleichzeitig unverhältnismäßige fi-

nanzielle Belastungen für die Kommunen zu vermeiden. Rückzahlungs-

forderungen wurden bislang gegenüber keiner Kommune erhoben. 

Die Landesregierung verfolgt das Ziel, die Photovoltaik-Nutzung auf kom-

munalen Gebäuden - so weit wie rechtlich und finanziell möglich - zu stär-

ken und die Kommunen bei Planung, Bau und Betrieb von Photovoltaik-

Dachanlagen zu unterstützen.  
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